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V

Grußwort

 

In fast allen deutschen Großstädten wird ein großer Teil der kommunalen Auf-
gaben heute nicht mehr von der Kernverwaltung erbracht, sondern von ausgelagerten 
kommunalen Unternehmen. Deren Aufgaben für die Bürgerinnen und Bürger sind 
vielfältig, beispielsweise zählen dazu die Versorgung mit Strom, Gas und Wasser, der 
öffentliche Personennahverkehr, ein Angebot an günstigen Wohnungen, die Vorhaltung 
von qualitativ hochwertigen Kulturangeboten, Krankenhäusern und sozialen Ein-
richtungen.

Das zeigt: Die Kommunalwirtschaft ist eine wesentliche Säule des öffentlichen 
Handelns in Deutschland. Deshalb haben sich viele kommunale Gebietskörperschaften 
die aktive Steuerung ihrer Unternehmen auf die Fahnen geschrieben und ein effizientes 
Beteiligungsmanagement aufgebaut. Schließlich gilt es nicht nur dafür zu sorgen, dass 
die kommunalen Unternehmen ihre Leistungen wirksam und sparsam erbringen, sondern 
auch, dass sie sich nicht vom kommunalen Gesellschafter abkoppeln.

Mit dem Praxisleitfaden kommunales Beteiligungsmanagement liegt eine Arbeits-
hilfe vor, die Städte, Gemeinden und Landkreise bei der effizienten Steuerung 
ihres Beteiligungsportfolios unterstützen soll. Es freut mich besonders, dass diese 
Arbeit der Initiative eines Leipziger Unternehmens entspringt: der Beratungsgesell-
schaft für Beteiligungsverwaltung Leipzig mbH (bbvl), einer hundertprozentigen 
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Tochtergesellschaft der Stadt Leipzig. Seit ihrer Gründung im Jahr 1993 bietet die 
bbvl der Verwaltung und der Politik wirksame Unterstützung bei der Steuerung des 
städtischen Beteiligungsvermögens. Die vielfältigen Fragen, mit denen die bbvl seit-
dem befasst war, und die unterschiedlichen Instrumente und Prozesse, die die bbvl als 
Beteiligungsmanagerin der Stadt Leipzig, aber auch als kommunale Beratungsgesell-
schaft im Auftrag anderer Städte und Bundesländer entwickelt hat, bilden die Grundlage 
für diesen Praxisleitfaden.

Ziel dieses Leitfadens ist es, interessierten Leserinnen und Lesern in Verwaltung, 
Politik, Wissenschaft und Kommunalwirtschaft das Leistungsspektrum des modernen 
Beteiligungsmanagements näherzubringen. Durch die Vorstellung der Instrumente 
soll auch kleineren Kommunen die Möglichkeit eröffnet werden, ihr Beteiligungs-
management anhand individueller Anforderungen zu verbessern, neue Instrumente ein-
zuführen und bestehende Prozesse zu optimieren.

Ich wünsche allen Leserinnen und Lesern des Praxisleitfadens eine anregende 
Lektüre.

Burkhard Jung
Oberbürgermeister der Stadt Leipzig,  
Präsident des Deutschen Städtetages
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1.1	� Zielstellung des Leitfadens

Der vorliegende Leitfaden ist aus der täglichen Praxis des Beteiligungsmanagements 
für die Praxis geschrieben. Er stützt sich auf die langjährige Erfahrung der Beratungs-
gesellschaft für Beteiligungsverwaltung Leipzig mbH (bbvl). Als Beteiligungsmanagerin 
der Stadt Leipzig sind wir seit 1993 mit Fragen der Beteiligungssteuerung befasst und 
kennen darüber hinaus aus kollegialem Austausch und aus Beratungsprojekten das 
Beteiligungsmanagement vieler deutscher Großstädte und Bundesländer.

Der Praxisleitfaden richtet sich vor allem an zwei Adressatengruppen: einerseits 
an kommunale Beteiligungsmanager, die ihre Prozesse oder Instrumente optimieren 
wollen, andererseits an die Verwaltungsspitze kommunaler Gebietskörperschaften, die 
darüber nachdenkt, Organisation oder Aufgaben ihres Beteiligungsmanagements zu ver-
ändern. Darüber hinaus soll er allen Interessierten – etwa in Politik und Wissenschaft –  
einen Einblick geben, welche Anforderungen heute an ein modernes kommunales 
Beteiligungsmanagement gestellt werden.

Der Leitfaden ist wie folgt aufgebaut:

•	 Im 1. Kapitel werden vor allem die Entwicklung der Kommunalwirtschaft und ihre 
Bedeutung skizziert. Daraus werden Aufgaben und zukünftige Herausforderungen des 
Beteiligungsmanagements abgeleitet.

•	 Kap. 2 gibt einen Überblick über rechtliche Vorgaben, die kommunale Gebiets-
körperschaften hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen Betätigung einzuhalten haben, 
insbesondere kommunalrechtliche Normen wie den öffentlichen Zweck, der ein 
konstituierendes Merkmal für jedes kommunale Unternehmen darstellt. Beschrieben 
werden ferner Rechtsformen von Unternehmen mit ihren Besonderheiten.

Einleitung 1

https://doi.org/10.1007/978-3-658-34243-2_1
http://crossmark.crossref.org/dialog/?doi=10.1007/978-3-658-34243-2_1&domain=pdf
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•	 Jedes Unternehmen hat einen eigenen Lebenszyklus: Es wird gegründet, Anteilsver-
hältnisse können sich ebenso verändern wie Aufgaben, Organisation oder Rechtsform, 
schließlich wird es beendet. In Kap. 3 wird beschrieben, welche Anforderungen sich 
in der jeweiligen Lebensphase für das Beteiligungsmanagement ergeben und welche 
Kriterien bei einer Rechtsformwahl geprüft werden können.

•	 Kap. 4 ist das Herzstück des Leitfadens: Hier werden eingehend Aufgaben und 
Instrumente des Beteiligungsmanagements beschrieben. Um beim Aufbau oder 
Ausbau eines Beteiligungsmanagements eine Orientierung zu erlauben, welcher 
Gegenstand im Zweifel wichtiger ist, wird in der Darstellung zwischen Pflicht-, 
Ergänzungs- und Küraufgaben unterschieden.

•	 Im 5. Kapitel stehen organisatorische Aspekte des Beteiligungsmanagements im 
Mittelpunkt: Es werden unterschiedliche Organisationsmodelle vorgestellt und 
Anforderungen an die Personal- und IT-Ausstattung beschrieben.

•	 Kap. 6 zeigt Wege zur Optimierung des Beteiligungsmanagements, insbesondere den 
erfolgreichen Umgang mit Widerständen, z. B. aus den Unternehmen.

•	 Im 7. Kapitel steht die bbvl als Beteiligungsmanagerin der Stadt Leipzig im Fokus. 
Dargestellt werden vor allem Organisation und Aufgaben der bbvl.

Der Leitfaden hat zum Ziel, hilfreiche Anregungen und Arbeitshilfen zur Verbesserung 
der Beteiligungssteuerung zu bieten. An verschiedenen Stellen werden Praxistipps 
gegeben, so etwa mögliche Formulierungen für Gesellschaftsverträge oder Anstellungs-
verträge für Mitglieder der Geschäftsführungen.

Anspruch des Praxisleitfadens ist es darüber hinaus, fundierte Informationen bereit-
zustellen, mit denen Entscheider einer kommunalen Gebietskörperschaft ermuntert 
werden können, ihr Beteiligungsmanagement zu stärken und auszubauen. Leider führt 
das Beteiligungsmanagement in den meisten kleinen und mittleren Städten sowie in 
vielen Landkreisen zu Unrecht ein Schattendasein (Bremeier et al. 2006). Oft ist Ver-
waltung und Politik nicht bewusst, welche Bedeutung die wirtschaftliche Betätigung 
ihrer kommunalen Gebietskörperschaft hat. Unterschätzt wird die Risikolage der Unter-
nehmen, die zum Teil daher rührt, dass in fast allen Branchen Wettbewerb zu Privaten 
herrscht, teils gar ein Verdrängungswettbewerb.

Oftmals ist auch nicht bekannt, welche Unterstützung ein funktionierendes 
Beteiligungsmanagement bieten kann: die fundierte Vorbereitung und Umsetzung 
strategischer Entscheidungen, die Komprimierung komplexer Wirtschaftsdaten zu 
einem funktionierenden Risiko- und Frühwarnsystem, die wirksame Unterstützung 
von Aufsichtsratsmitgliedern und anderes mehr. Das erfordert ein serviceorientiertes 
Beteiligungsmanagement, dessen Ziel es ist, die kommunalen Entscheidungs-
träger umfassend bei der Steuerung ihres Beteiligungsportfolios zu unterstützen. Das 
Beteiligungsmanagement muss dazu über einen angemessen ausgestatteten Werkzeug-
kasten mit Steuerungsinstrumenten verfügen – und seine Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter müssen in der Lage sein, die einzelnen Instrumente sicher und zum Nutzen der 



3

kommunalen Gebietskörperschaft anzuwenden. Auch hierbei soll der vorliegende Praxis-
leitfaden helfen.

Im Jahr 2002 legte die bbvl mit der Publikation Beteiligungsmanagement in 
Kommunen (Otto et al. 2002) erstmals ein Handbuch vor, das auf unseren Erfahrungen 
als Beteiligungsmanager fußte und zum Ziel hatte, kommunale Gebietskörperschaften 
beim Aufbau und bei der Weiterentwicklung ihres Beteiligungsmanagements zu unter-
stützen. Mit dem Praxisleitfaden liegt nunmehr ein vollständig neues Überblickswerk 
zum kommunalen Beteiligungsmanagement vor.

1.2	� Begriffsabgrenzung

In der täglichen Praxis des Beteiligungsmanagements werden gleiche Sachverhalte 
oft mit unterschiedlichen Begriffen charakterisiert, wodurch unter Umständen ein 
gemeinsames Verständnis erschwert wird. Um Missdeutungen auszuschließen, werden 
an dieser Stelle die dem vorliegenden Leitfaden zugrunde liegenden Begriffe erläutert.1

Beteiligungssteuerung
Beteiligungssteuerung meint die Wahrnehmung der grundlegenden Eigentümer-
funktionen in Bezug auf die Beteiligungsunternehmen: den Beschluss der Satzung bzw. 
des Gesellschaftsvertrages, die Setzung strategischer Vorgaben für die Unternehmen, 
das Fassen von Gesellschafterbeschlüssen und anderes mehr. Beteiligungssteuerung ist 
primär die Aufgabe von Verwaltungsspitze und Politik.

Beteiligungsmanagement
Dieser Begriff hat eine Doppelbedeutung:
Zum einen wird unter Beteiligungsmanagement die Organisationseinheit verstanden, 
welche die für die Beteiligungssteuerung verantwortlichen Entscheider unterstützt. 
An dieser Stelle sei hervorgehoben, dass das Beteiligungsmanagement in der Regel 
keine eigene Entscheidungskompetenz in Bezug auf die Beteiligungsunternehmen hat, 
sondern ausschließlich Entscheidungen anderer vorbereitet. Grundsätzlich steuert die 
Organisationseinheit die Beteiligungen nicht selbst, sondern versetzt die hierfür Ver-
antwortlichen in die Lage, effektiv zu steuern. Das Beteiligungsmanagement ist jedoch 
in die Beteiligungssteuerung der kommunalen Gebietskörperschaft eingebettet.

Zum anderen ist Beteiligungsmanagement ein Sammelbegriff für alle Aufgaben und 
Instrumente, die zur Steuerungsunterstützung vorgehalten werden, beispielsweise die 
nachfolgend erläuterten Aufgaben Beteiligungsverwaltung und Beteiligungscontrolling.

1 Die Begriffsdefinitionen orientieren sich teilweise am KGSt-Bericht Steuerung kommunaler 
Beteiligungen (2012) und teilweise an der Publikation des Deutschen Städtetages Strategien guter 
Unternehmensführung (2017). Die bbvl hat an beiden Papieren mitgearbeitet.

1.2  Begriffsabgrenzung
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Beteiligungsverwaltung
Hierbei handelt es sich um eine operative Tätigkeit des Beteiligungsmanagements, die 
neben der Aktenverwaltung vor allem die Umsetzung rechtlicher Vorgaben bezüglich der 
Beteiligungsunternehmen umfasst. Diese Vorgaben betreffen sowohl Regelungsgegen-
stände des Kommunalwirtschaftsrechts als auch die Umsetzung von Beschlüssen der 
politischen Vertretungskörperschaft.

Früher wurde der Terminus Beteiligungsverwaltung auch als Name der Organisations-
einheit genutzt. Hier hat sich aber mittlerweile eher der Begriff Beteiligungsmanagement 
durchgesetzt (KGSt 1985a bis 1988).2

Beteiligungscontrolling
Diese Tätigkeit des Beteiligungsmanagements erstreckt sich auf die Auswertung 
betriebswirtschaftlicher, leistungs- und wirkungsbezogener Daten zur Entscheidungs- 
und Führungsunterstützung. In der kommunalen Praxis und in der Literatur wird der 
Begriff Beteiligungscontrolling zum Teil auch synonym mit Beteiligungsmanagement 
verwendet (als Bezeichnung der Organisationseinheit und als Oberbegriff für deren 
Leistungen). In dieser Bedeutung wird der Terminus in diesem Leitfaden nicht genutzt.

Weitere Fachbegriffe
Aus Gründen der Vereinfachung wird in diesem Praxisleitfaden auf die folgenden 
Sammelbegriffe zurückgegriffen:

•	 kommunale Gebietskörperschaft: Stadt, Gemeinde, Gemeindeverband und Land-
kreis

•	 politische Vertretungskörperschaft: Ratsversammlung, Stadtrat, Stadtverordneten-
versammlung, Gemeinderat, Gemeindevertretung, Kreistag etc.

•	 Hauptverwaltungsbeamter: Oberbürgermeister/-in, Bürgermeister/-in, Landrätin, 
Landrat und sonstige Hauptwahlbeamte

•	 Verwaltungsspitze: Hauptverwaltungsbeamter und sonstige kommunale Wahlbeamte 
(je nach Regelung in der Kommunalverfassung z. B. Beigeordnete, Dezernenten, 
Referenten) bzw. Magistrat

•	 Dezernat: Verantwortungsbereich eines kommunalen Wahlbeamten (Dezernat, 
Referat, Fachbereich etc.)

•	 Kommunalverfassung: Gemeindeordnung, Landkreisordnung, Kommunalver-
fassung, Kommunalverfassungsgesetz, Kommunalselbstverwaltungsgesetz

2 Im Jahr 1985 („Organisation der Beteiligungsverwaltung“) ist hier ausschließlich von 
Beteiligungsverwaltung die Rede, im Bericht aus dem Jahr 2012 („Steuerung kommunaler 
Beteiligungen“) wird die Organisationseinheit dagegen als Beteiligungsmanagement bezeichnet, 
während Beteiligungsverwaltung nur als ein abgegrenzter Aufgabenbereich innerhalb des 
Beteiligungsmanagements dargestellt wird.
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•	 unmittelbare Beteiligung: Unternehmen, an dem Geschäftsanteile direkt von der 
kommunalen Gebietskörperschaft gehalten werden (Mehrheits- oder Minderheits-
beteiligung)

•	 mittelbare Beteiligung: Unternehmen, an dem die kommunale Gebietskörper-
schaft lediglich indirekt beteiligt ist (z. B. die Tochtergesellschaft einer unmittelbaren 
Beteiligung)

•	 Eigengesellschaft: privatrechtliche Gesellschaft, die sich zu 100 % im Eigentum der 
kommunalen Gebietskörperschaft befindet

•	 Beteiligungsgesellschaft: privatrechtliche Gesellschaft, an der neben der 
kommunalen Gebietskörperschaft weitere Gesellschafter beteiligt sind

•	 Geschäftsführerangelegenheiten: alle Aufgaben, die im Zusammenhang mit 
der Bestellung und Anstellung von Geschäftsführerinnen und Geschäftsführern 
(respektive der Mitglieder von Vorständen, Betriebsleitungen, Werkleitungen etc.) 
stehen

Die Formulierungen des Praxisleitfadens richten sich in der Regel an der Rechtsform 
der GmbH und ihrer Organe aus (Gesellschafterversammlung, Aufsichtsrat, Geschäfts-
führung). In Teilen gelten die Aussagen analog für andere Rechtsformen und deren 
Organe.

1.3	� Entwicklung der Kommunalwirtschaft in Deutschland

1.3.1	� Bedeutung der Kommunalwirtschaft

Viele kommunale Aufgaben werden heute nicht mehr in der Kernverwaltung erbracht, 
sondern in der Kommunalwirtschaft: in privatrechtlich oder öffentlich-rechtlich 
organisierten Unternehmen, deren Anteilseigner Städte, Gemeinden oder Landkreise 
sind (Bremeier 1997b, S. 330 f.; Röber 2012a, S.17 f.).3 Dabei weist die Kommunal-
wirtschaft in vielen Städten eine große Branchenvielfalt auf: Unternehmen bieten in den 
Bereichen Ver- und Entsorgung, Verkehr, Wohnungswesen, Wirtschaftsförderung, Kultur 
und Soziales wesentliche Infrastruktur- und Dienstleistungen an. Von den Stadtwerken 
bis zur Sparkasse, von Messe- und Tagungszentren über das Theater bis zum Kranken-
haus – die Vielfalt der Kommunalwirtschaft vor allem in größeren Städten übertrifft die-
jenige privatwirtschaftlicher Mischkonzerne deutlich.

Die Bedeutung kommunaler Unternehmen geht dabei über die reine Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben weit hinaus. So haben sie oftmals eine wichtige Rolle als Arbeit-
geber, Auftraggeber, Wertschöpfer und Investor. Kommunale Unternehmen stärken 

3 In den meisten deutschen Städten findet heute bereits ein Großteil der Wertschöpfung nicht mehr 
in der Kernverwaltung statt, sondern in den ausgelagerten Beteiligungsunternehmen (VKU 2018).

1.3  Entwicklung der Kommunalwirtschaft in Deutschland
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damit die Wirtschaftskraft und unterstützen die kommunalen Gebietskörperschaften 
bei der Umsetzung ihrer politischen Gesamtziele (Bremeier 1999, S. 10; Schäfer 2014, 
S. 52). Etliche kommunale Unternehmen leisten darüber hinaus insbesondere durch 
die Abführung von Gewinnen und Gewerbesteuerzahlungen sowie die Zahlung von 
Konzessionsabgaben wichtige Beiträge zur Finanzierung der kommunalen Haushalte.

Dennoch bilden kommunale Unternehmen nur eine vergleichsweise kleine Teilmenge 
der gesamten Wirtschaft. So liegt der Anteil der Kommunalwirtschaft an der Gesamtwirt-
schaft hinsichtlich der dort jeweils beschäftigten Personen bundesweit nur bei 2,34 %, 
wobei zwischen den einzelnen Bundesländern deutliche Unterschiede bestehen: Am 
geringsten ist der Anteil im Saarland (1,21 %), am höchsten in Sachsen-Anhalt (4,17 %) 
(Richter 2007, S. 133).4

1.3.2	� Entwicklung der Kommunalwirtschaft

In den vergangenen Jahrzehnten hat es in der Kommunalwirtschaft vier wesentliche 
Trends gegeben: Ausgliederungen aus der Verwaltung, eine Intensivierung des Wett-
bewerbs, Privatisierungen und Rekommunalisierungen.

Ausgliederungen aus der Verwaltung
Insbesondere in den 1990er-Jahren zeigte sich ein starker Trend zur Verlagerung 
kommunaler Aufgaben aus der Kernverwaltung heraus: Zahlreiche Ämter und Ver-
waltungseinheiten wurden in Unternehmen einer öffentlich-rechtlichen oder privat-
rechtlichen Rechtsform umgewandelt (Cronauge und Pieck 2016, S. 143 ff.; Weiblen 
2011, S. 597 ff.). Beispiele hierfür finden sich in vielen Branchen, insbesondere in der 
Abfallwirtschaft und der Abwasserbeseitigung, bei Krankenhäusern, Altenpflegeheimen, 
Behinderteneinrichtungen und Kindertageseinrichtungen, in der Wirtschafts- und 
Beschäftigungsförderung sowie der Stadtentwicklung, bei Volkshochschulen, IT-Dienst-
leistungen und im Gebäudemanagement.

In der Hochzeit der Ausgliederungen versprach man sich von der Ausweitung der 
Kommunalwirtschaft Folgendes: „Die Motivation einer Gemeinde für ein verstärktes 

4 In diesem Zusammenhang gibt es signifikante Unterschiede zwischen den alten Bundesländern 
(insgesamt 2,17 % Anteil der Kommunalwirtschaft hinsichtlich der beschäftigten Personen) und 
den neuen (3,16 %). Bei anderen Vergleichsgrößen wie Umsatz, Personalaufwand oder Zugang 
an Sachanlagen ist der Unterschied noch größer; ebd., S. 54. Das ist jedoch kein Beleg für einen 
vermeintlich überbordenden öffentlichen Sektor in den neuen Bundesländern, sondern eher 
für die Schwäche der dortigen Privatwirtschaft. Im Übrigen tragen gerade dort die vielfältigen 
Investitionen kommunaler Unternehmen in die öffentliche Infrastruktur maßgeblich zur Attraktivi-
tät der Städte und Regionen auch für private Investoren bei. Zur ungleich größeren Bedeutung des 
öffentlichen Sektors in den neuen Bundesländern (Bremeier 1997a).
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kommunalwirtschaftliches Engagement ist eindeutig: Die kommunalen Unternehmen 
sollen die ihnen übertragenen Aufgaben schneller, besser und kostengünstiger erledigen, als 
dies in der Gemeindeverwaltung aufgrund der heute vorherrschenden Strukturen möglich 
wäre. Die wirtschaftliche Selbstständigkeit kann den Unternehmen helfen, flexibel auf ver-
änderte rechtliche Rahmenbedingungen oder neue Marktentwicklungen zu reagieren. Die 
Kostentransparenz wird durch die Anwendung kaufmännischer Buchführung verbessert 
und oft noch durch eine Kosten- und Leistungsrechnung zusätzlich erhöht. Die Effizienz 
kann durch die Einrichtung einer eigenverantwortlichen Leitung deutlich steigen, Kapital-
beschaffung wird erleichtert, Kapitalerhaltung sichtbar, und eventuell können auch steuer-
liche Vorteile erzielt werden“ (Bremeier 1998, S. 294; Ade 1997, S. 30 ff.).

Mittlerweile sind neue Ausgliederungen aus der Verwaltung jedoch eher selten 
geworden. Hierfür gibt es vor allem folgende Gründe:

•	 Erstens sind viele Einheiten bereits ausgegliedert worden, d. h. das Potenzial für 
weitere Maßnahmen ist deutlich gesunken.

•	 Zweitens ist die Herstellung von Kostentransparenz durch die kaufmännische Buch-
führung oder eine Kosten- und Leistungsrechnung heute kein Grund mehr für 
Ausgliederungen. Schließlich wurde mittlerweile in der Mehrzahl der Kommunalver-
waltungen eine Buchführung installiert, die sich an der Doppik orientiert, und auch 
Elemente der Kosten- und Leistungsrechnung wurden in vielen Ämtern eingeführt.

•	 Drittens stehen etwaige negative Aspekte von Ausgliederungen – insbesondere mög-
liche Komplikationen im Zusammenhang mit dem Beihilfenrecht5 und der Inhouse-
Vergabe6 sowie steuerliche Auswirkungen7 – heute viel mehr im Fokus als früher.

•	 Nicht zuletzt ist mittlerweile den kommunalen Entscheidern zumeist klar, dass die 
Überführung einer Verwaltungseinheit in einen Eigenbetrieb oder eine GmbH allein 
zu keiner Verbesserung der Wirtschaftlichkeit führt, wenn nicht gleichzeitig auch 
wesentliche andere Hemmschuhe – wie schlechte Unternehmens- und Führungs-
kultur, überholte Organisationsstrukturen, fehlende Motivation der Beschäftigen – 
abgebaut werden.

Wettbewerbsintensivierung
Anders als noch in den 1980er-Jahren herrscht heute in fast allen Branchen, in denen 
kommunale Unternehmen tätig sind, umfassender Wettbewerb. Das ist nicht allein 
eine Folge von Liberalisierungstendenzen der Europäischen Union, die vor allem den 
Strom- und Gasmarkt sowie den Verkehrssektor betrafen (Weber und Haase 1997). In 
vielen Branchen wurde die Wettbewerbslage auch aufgrund bundesdeutscher Gesetzes-
änderungen verschärft, von der Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit im Jahr 

5 Siehe auch Abschn. 2.4.2 EU-Beihilfenrecht.
6 Siehe auch Abschn. 2.4.3 Das (europäische) Vergaberecht und die Inhouse-Vergabe.
7 Siehe auch Abschn. 2.3.4 Steuerrecht.

1.3  Entwicklung der Kommunalwirtschaft in Deutschland
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19908 über das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 19949 bis hin zu den zahlreichen 
Gesundheitsreformgesetzen. So handelt es sich heute in der Abfallwirtschaft, der Alten-
pflege oder der stationären Krankenversorgung um ausgebildete Märkte; in der Jugend-
hilfe und im Sozialbereich gibt es einen gesetzlichen Vorrang freigemeinnnütziger vor 
öffentlicher Aufgabenerfüllung.10

Die Mehrzahl der kommunalen Unternehmen musste sich somit spätestens seit den 
1990er-Jahren mit der (für sie zunächst neuen) Erkenntnis auseinandersetzen, dass sie 
sich direkt im Wettbewerb befinden und dieser Wettbewerb in letzter Konsequenz auch 
dazu führen kann, dass sie vom Markt verschwinden. Damit nicht genug, wirkte noch 
zusätzlicher Druck von der Kundenseite auf die Unternehmen ein, ausgelöst vor allem 
durch gewachsenes Verbraucherbewusstsein. All dies hat zwangsläufig zu massiven Ver-
änderungen in vielen kommunalen Unternehmen geführt.

Vieles ist seitdem von den Unternehmen unternommen worden, um ihre Wettbewerbs-
situation dauerhaft zu verbessern. Zahlreiche Maßnahmen zur Kostensenkung und 
Erlössteigerung, zur Verbesserung der Produktivität und Effektivität wurden in Angriff 
genommen, neue Organisationsformen gesucht, Überlegungen zur Unterstützung der 
Konzentration auf das Kerngeschäft oder zur Kostensenkung vorgenommen, strategische 
Allianzen geknüpft, zum Teil auch neue Märkte und Geschäftsfelder erschlossen.

Folge dieser Anpassungen ist auch eine Diversifizierung der öffentlichen Wirt-
schaft durch die Gründung neuer Tochter- und Enkelgesellschaften. Das hat zusammen 
mit dem zuvor beschriebenen Trend zu Ausgliederungen aus der Verwaltung zu einem 
Anstieg der Komplexität der Beteiligungsportfolien der Kommunen geführt und damit 
die Anforderungen an die Beteiligungssteuerung erhöht (Bremeier 1999, S. 10).

Materielle Privatisierungen11

Der dritte wesentliche Trend innerhalb der Kommunalwirtschaft in den vergangenen 
Jahren ist die materielle Privatisierung, also der Verkauf von Geschäftsanteilen oder 

11 Findet eine Auslagerung in eine privatrechtliche Rechtsform statt – z. B. in eine GmbH, deren 
Anteile allein von der kommunalen Gebietskörperschaft gehalten werden –, spricht man auch von 
„formeller Privatisierung“. Davon zu unterscheiden ist die „materielle Privatisierung“, bei der die 
Gebietskörperschaft ihre Anteile ganz oder teilweise an private Dritte veräußert (Bremeier 1997a, 
S. 213). Siehe auch Abschn. 3.5 Materielle Privatisierung.

8 Vgl. Gesetz zur Überführung der Wohnungsgemeinnützigkeit in den allgemeinen Wohnungs-
markt vom 25. Juli 1988 (BGBl. I, S. 1093, 1136).
9 Vgl. Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen 
Beseitigung von Abfällen (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz) vom 27. September 1994 
(BGBl., I S. 2705), mittlerweile aufgehoben.
10 Vgl. z. B. § 4 Abs. 2 SGB VIII („Soweit geeignete Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen 
von anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe betrieben werden oder rechtzeitig geschaffen 
werden können, soll die öffentliche Jugendhilfe von eigenen Maßnahmen absehen.“) oder § 5 
Abs. 4 SGB XII („Wird die Leistung im Einzelfall durch die freie Wohlfahrtspflege erbracht, 
sollen die Träger der Sozialhilfe von der Durchführung eigener Maßnahmen absehen.“).


